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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes vom 13. September 1955 zu der 
deutsch-ägyptischen Vereinbarung vom 31. Juli 
1954 über die Gewährung eines Zollkontingentes 
für ägyptische Baumwollgarne 

nebst Begründung und einer Anlage hierzu mit der Bitte, die Be- 
schlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 175. Sitzung am 12. April 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes vom 13. September 1955 zu 
der deutsch-ägyptischen Vereinbarung vom 31. Juli 1954 
über die Gewährung eines Zollkontingentes für ägyptische 

Baumwollgarne 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdilossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz vom 13. September 1955 zu 
der deutsch-ägyptisdien Vereinbarung vom 
31, Juli 1954 über die Gewährung eines Zoll- 
kontingentes für ägyptisdie Baumwollgarne 
(Bundesgesetzbl. II S. 857) wird wie folgt 
geändert: 

1. Hinter Artikel 1 wird folgender Artikel 2 
eingefügt: 

„Artikel 2 

Ein im Jahre 1955 unausgenutzt geblie- 
bener Rest des gewährten Zollkontingentes 


kann bis zum 31. Dezember 1957 aus- 
genutzt werden.“ 

2. Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 3; 
der bisherige Artikel 3 wird Artikel 4. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt audi im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nidit im Saarland. 
Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nadi seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

In der deutsch-ägyptischen Vereinbarung vom 
31. Juli 1954, der die gesetzgebenden Kör- 
perschaften durch Gesetz vom 13. Sep- 
tember 1955 (BGBl. II S. 857) zugestimmt 
haben, war Ägypten ein Sonderkontingent 
von 200 Jahrestonnen ägyptischer Baumwoll- 
garne — Position des deutschen Zolltarifs 
Nr. 5504 A 1 Baumwollgarne, nicht in Auf- 
machung für den Kleinverkauf, einfach (un- 
gezwirnt), auch überdreht, unter Nr. 173 
metrisch — zum Kontingents Vertragszolls atz 
von 8 Vo des Wertes eingeräumt worden. Die 
Vereinbarung trat am 16. November 1955 
in Kraft (Bekanntmachung des Bundesmini- 
sters des Auswärtigen vom 10. November 
1955 — BGBl. II S. 920). 

Das Kontingent galt für das Kalenderjahr 
1955 und konnte in der kurzen Zeit vom 
Tage des Inkrafttretens bis zum Ende des 
Jahres 1955 nicht ausgenutzt werden. Bei 
Abschluß des Abkommens über den Waren- 
verkehr zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der 
Republik Ägypten vom 18, Februar 1956 
(Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 28/56 vom 
15. Mai 1956) wurde in einem dem Abkom- 
men als Anlage 4 beigefügten Brief des Vor- 
sitzenden der Deutschen Delegation an den 
Vorsitzenden der Ägyptischen Delegation die 
Zusage erteilt, daß die deutsche Seite sich für 
die Übertragung eines im Jahre 1955 etwa 
unausgenutzt gebliebenen Restes des Kontin- 
gentes auf das Jahr 1956 einsetzen werde. 
Der vorerwähSte Brief ist in der Anlage bei- 
gefügt. 

Die Verwirklichung der in dem Brief des 
Vorsitzenden der Deutschen Delegation er- 
teilten Zusage erfolgt am zweckmäßigsten 
durch die vorgeschlagene Ergänzung des Zu- 
stimmungsgesetzes vom 13. September 1955 


mit der Maßgabe, daß die Frist für die Aus- 
nutzung des Restkontingentes bis zum 31. De- 
zember 1957 erweitert wird, da mit Rück- 
sicht auf den für die Durchführung der legis- 
lativen Maßnahmen .erforderlichen Zeitraum 
das Restkontingent auch im Jahre 1956 nicht 
mehr ausgenutzt werden konnte. 

Zu Artikel 2 

Die Änderung des Gesetzes vom 13. Septem- 
ber 1955# (BGBl. II S. 857) zu der deutsch- 
ägyptischen Vereinbarung vom 31. Juli 1954 
soll sich auch auf das Land Berlin erstrecken. 
Der Artikel 2 enthält daher die übliche Ber- 
lin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Einführung von Rechtsvorschriften der 
Bundesrepuhlik Deutschland im Saarland 
kann nur nach Maßgabe der Vorschriften des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik 
zur Regelung der Saarfrage erfolgen. Der 
Vertrag schließt eine Einführung dieses Ge- 
setzes im Saarland aus, da es sich um eine 
Zollangelegenheit handelt (Artikel 3, Arti- 
kel 12, Artikel 13 Abs. 1 und 2 des Saarver- 
trages). In Anbetracht der Tatsache, daß das 
Zollzugeständnis mit Ende des Jahres 1957 
abläuft, ist eine Bezugnahme auf die „Über- 
gangszeit“ (Artikel 3 des Saarvertrages) in 
Artikel 3 des Gesetzes nicht erforderlich. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung entspricht dem Erfordernis 
des Artikels 82 Abs. 2 GG. Zwischen dem 
Tage der Verkündung des Gesetzes und 
seinem Inkrafttreten bedarf es der Frist von 
einem Monat, um die notwendigen Ver- 
waltungsmaßnahmen für die Ausnutzung des 
Zollkontingentes durchzuführen. 
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Anlage 


Abschrift 

Der Vorsitzende Anlage 4 

der Deutsdien Delegation Warenabkommen 

vom 18. Februar 1956 

Kairo, den 18. Februar 1956 


Herr Vorsitzender! 

Idi beehre midi, Ihnen folgendes mitzutailen: 

Die deutsche Seite wird sich dafür einsetzen, daß ein im Jahre 1955 
etwa unausgenutzt gebliebener Rest, des mit Briefwedisel vom 31. 
Juli 1954 vereinbarten Zollkontingentes für ägyptische Baumwoll- 
garne auf das Jahr 1956 übertragen wird. Da hierfür die Zustim- 
mung der gesetzgebenden Körperschaften der Bundesrepublik 
Deutschland erforderlich ist, kann die Übertragung erst 4 Wochen 
nach der Ratiftkation in Kraft treten. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausge- 
zeichnetsten Hochachtung. 

gez. Dr. Kurt Daniel 
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